
 

 

Aufzuganlage Corneliusgasse 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der SPÖ Mariahilf und der Die 

Wiener Volkspartei Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 

2024 gemäß § 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 28) zu ersuchen, die Förderwürdigkeit des Projekts 

„Aufzuganlage im Bereich der Corneliusgasse / Corneliusstiege“ zu prüfen. 

Begründung 

Mariahilf hat als Gender Mainstreaming Musterbezirk Anfang der Nuller-Jahre mit 

einem Aufzug eine barrierefreie Verbindung zwischen der Stiegengasse und der 

Windmühlgasse geschaffen. Im Jahr 2015 wurde seitens der Anrainer/innen der 

Corneliusgasse erstmals der Wunsch zur Installierung eines Aufzugs im Bereich der 

Corneliusstiege geäußert und im Zuge der Bürgerbeteiligung zur Neugestaltung des 

Bereichs vor der Volksschule Corneliusgasse bekräftigt.  

Nach der einstimmigen Annahme eines Mehrparteienantrags auf Ausarbeitung eines 

Projektvoranschlages im März 2019 hat die zuständige Fachdienststelle die 

technische Machbarkeit links der Stiege bestätigt und eine erste Kostenschätzung 

übermittelt. Laut StRin Mag.a Ulli Sima (Antwort vom 27. November 2024) ist die 

Variante aus der Machbarkeitsstudie nach wie vor aktuell, die Kostenschätzung 

wurde auf den Betrag von 860.000 Euro angepasst.  

Da der Bezirk Mariahilf dieses Projekt aufgrund seiner finanziellen Ressourcen nicht 

stemmen kann, wurde die Stadt Wien um Unterstützung ersucht. Laut Finanzdirektor 

Mag. Christoph Maschek ist eine Prüfung hinsichtlich einer Förderung des Projekts 

aus dem Zentralbudget im Laufen. Er ersucht den Bezirk jetzt, die dafür zuständige 

Fachdienststelle (MA 28) zu beauftragen, an die Lenkungsgruppen der jeweiligen 

Fördergremien heranzutreten, um die Förderwürdigkeit zu prüfen. 

Gerhard Hammerer 
Josef Zeisel 
 

Antrag wurde von allen Fraktionen mitunterstützt und einstimmig 

angenommen 

 
  



 

 

Prüfung der Verordnung eines Alkoholverbots 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, Bürgermeister Dr. Michael Ludwig zu 

ersuchen, die Verordnung eines Alkoholverbots für den öffentlichen Raum im Umfeld 

der Barnabitengasse zu prüfen und die Ergebnisse der Frauen, Gesundheits- und 

Sozialkommission zu übermitteln. 

Begründung 

Der Wunsch nach Verhängung eines Alkoholverbots wurde mehrfach im Rahmen der 

Gespräche mit den Anrainerinnen und Anrainern des Betreuungszentrums für 

Obdachlose der Caritas in der Mariahilfer Bezirksvorstehung geäußert. Die Prüfung 

soll auch eine umfassende Evaluierung der Situation vor Ort sowie die genauen 

Ausmaße der Zone (welche konkreten Verkehrsflächen im Umfeld der Barnabiten-

gasse) beinhalten. Ziel ist es, im Zusammenspiel mit anderen Maßnahmen, das 

friedliche Miteinander zwischen den Anrainern und den Besuchern zu verbessern 

und damit insgesamt zu einer Entlastung beizutragen.  

Gerhard Hammerer 

Antrag wurde mit den Stimmen der SPÖ, ÖVP, Neos und FPÖ mehrheitlich 

angenommen 

 

  



 

 

Anrainerparkplätze Schadekgasse 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 28, MA 46) im Zusammenwirken mit der Bezirksentwicklungs- 

und Mobilitätskommission zu ersuchen, die Möglichkeit zusätzlicher 

Anrainerparkplätze im Bereich der Schadekgasse zu prüfen. 

Begründung 

Derzeit gibt es in der Schadekgasse nur auf einer Seite, konkret im Bereich der 

Hundezone Esterhazypark, Anrainerparkplätze. Seitens der Anrainer wird ersucht, 

eine Ausweitung zu überprüfen. 

Gerhard Hammerer 

Antrag wurde mit einer Gegenstimme (Grüne) angenommen 

 

  



 

 

Förderprogramm Parkanlagen 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 42) im Zusammenwirken mit der Miteinander leben, lernen, 

gestalten Kommission zu ersuchen, Details zum Förderprogramm zur Aufwertung der 

Ballspielbereiche für die Mariahilfer Parkanlagen zu präsentieren. 

Begründung 

Bürgermeister Michael Ludwig und Stadtrat Jürgen Czernohorszky haben am 

23. September 2024 ein umfassendes Förderprogramm zur Aufwertung der 

Ballspielbereiche vorgestellt. Zwischen 2024 und 2030 werden laut Aussendung in 

allen Wiener Bezirken die Anlagen modernisiert und an die Bedürfnisse der 

Sporttreibenden sowie der Anrainer angepasst. In der Kommission soll ein Überblick 

über die für den 6. Bezirk geplanten Maßnahmen sowie deren zeitliche Umsetzung 

gegeben werden. 

Maria Blazej 

Antrag wurde einstimmig der Miteinander leben, lernen, gestalten Kommission 

zugewiesen 

 

  



 

 

Begrünung Wand Magdalenenstraße 33 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 34) im Zusammenwirken mit der Miteinander leben, lernen, 

gestalten Kommission zu ersuchen, Begrünungsmaßnahmen auf der Wand der 

Liegenschaft Magdalenenstraße 33 / Ecke Hofmühlgasse zu prüfen. 

Begründung 

Über viele Jahre befand sich auf der Wand der Liegenschaft Magdalenenstraße 33 / 

Ecke Hofmühlgasse ein Bild des Künstlers Helmut Kand. Aufgrund eines Allparteien-

antrags im Wiener Gemeinderat vom 20. November 2024 wird die Wandmalerei 

umgehend entfernt. Da eine erneute künstlerische Bemalung nach derzeitigem Stand 

nicht vorgesehen ist, sollen in der Kommission Begrünungsmaßnahmen zur 

Attraktivierung der Fläche diskutiert und geprüft werden. 

Veronika Zimmermann 

Antrag wurde einstimmig der Miteinander leben, lernen, gestalten Kommission 

zugewiesen 

 

  



 

 

Begrünungsmaßnahmen 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u. a. MA 42, 46) im Zusammenwirken mit der Bezirksentwicklungs- und 

Mobilitätskommission zu ersuchen, den Einsatz alternativer Begrünungsmaßnahmen 

in Mariahilf zu prüfen. 

Begründung 

Gerade im dichtverbauten Stadtgebiet ist es in Zeiten des Klimawandels wichtig, jede 

Möglichkeit einer Begrünung zu nutzen, um der steigenden Stadterwärmung 

entgegenzuwirken und die Luftqualität zu verbessern. Seitens der ÖVP Mariahilf 

wurden mehrfach Anträge auf Begrünungsmaßnahmen auf Gehsteigen eingebracht 

(zuletzt Joanelligasse bzw. Hofmühlgasse), die von den Magistratsdienststellen 

aufgrund von Platzmangel zurückgewiesen wurden. Ecke Liniengasse / Garbergasse 

gibt es aber ein Beispiel für eine „platzsparende“ Variante. In der Kommission sollen 

daher weitere mögliche Standorte im 6. Bezirk besprochen werden. 

 

Gerhard Hammerer 

Antrag wurde von den Grünen mitunterstützt und einstimmig der 

Bezirksentwicklungs- und Mobilitätskommission zugewiesen 

  



 

 

Hinweistafel 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, den zuständigen Stadtrat Peter Hanke zu 

ersuchen, sich bei den Wiener Linien dafür einzusetzen, dass die Hinweistafel bei 

der Haltestelle 13A, 14A und 57A Esterhazygasse neu positioniert wird. 

Begründung 

Die Hinweistafel verdeckt derzeit die Anzeigetafel der Wartezeiten für die drei 

Buslinien.  

 

Gerhard Hammerer 

Antrag wurde einstimmig der Bezirksentwicklungs- und Mobilitätskommission 

zugewiesen 

 

  



 

 

Orange the World – Gegen Gewalt an Frauen 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß § 24 

GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, Bezirksvorsteher Markus Rumelhart im 

Zusammenwirken mit den zuständigen Stellen des Magistrats der Stadt Wien (u.a. 

MA 57, MA 34) zu ersuchen, sich dafür einzusetzen, dass im Jahr 2025 das 

Amtshaus Mariahilf im Aktionszeitraum „16 Tage gegen Gewalt an Frauen“ orange 

beflaggt wird, um ein sichtbares Zeichen zu setzen, dass in Mariahilf kein Platz für 

Gewalt gegen Frauen ist. 

Begründung 

Gewalt in welcher Form auch immer, ob verbal, psychisch oder physisch bis hin zum 

Mord darf nicht toleriert werden. Vor allem Frauen sind in erschreckendem Ausmaß 

von körperlicher Gewalt betroffen. Umso wichtiger ist es, hier rasch und gezielt 

Maßnahmen zu setzen, darüber zu sprechen und die Gesellschaft zu sensibilisieren. 

Als wichtiges Zeichen der Solidarität und als Zeichen gegen Gewalt an Frauen hat 

die UNO die Kampagne „Orange the World“ initiiert. Im Aktionszeitraum „16 Tage 

gegen Gewalt an Frauen“, der jährlich von 25.11. – 10.12. stattfindet, werden 

Gebäude orange beleuchtet bzw. beflaggt und sollen somit das Thema sichtbar 

machen und enttabuisieren. 2020 waren etwa 200 Gebäude österreichweit an dieser 

Kampagne beteiligt.  

Auch der Bezirk soll ein Zeichen setzen und wichtige Gebäude, allen voran aber das 

Amtshaus Mariahilf im oben genannten Zeitraum orange beflaggen. Nachdem im 

heurigen Jahr seitens der Stadt Wien erstmals das Rathaus adäquat beflaggt wurde, 

soll mit dem entsprechenden Vorlauf dies im kommenden Jahr 2025 auch in Mariahilf 

ermöglicht werden. 

Maria Blazej 

Antrag wurde einstimmig der Frauen, Gesundheits- und Sozialkommission 

zugewiesen 

 

  



 

 

Bereitstellung von behindertengerechten 

Spielgeräten 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf stellen zur Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß 

§ 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 42) im Zusammenwirken mit der Miteinander leben, lernen, 

gestalten Kommission zu ersuchen, zu prüfen, welche Spielplätze in Mariahilf mit 

behindertengerechten Spielgeräten ausgestattet werden können. 

Begründung 

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen finden in den Parks kaum Spielgeräte 

vor, die für sie tauglich sind. Um ihnen trotzdem die persönliche Teilhabe am 

Spielplatz zu ermöglichen, ist die Installation von Spielgeräten notwendig, die eigens 

für diese Zielgruppe konstruiert sind. Im Jahr 2018 wurde z.B. der Weghuberpark in 

Wien Neubau mit zusätzlichen barrierefreien Spielgeräten ausgestattet. 

Der Bezirk Mariahilf sollte daher dem Beispiel des siebenten Bezirks folgen und 

ergänzend in einer geeigneten Parkanlage für die Errichtung entsprechender 

Spielgeräte sorgen. U.a. sind hier Spielgeräte gemeint, die speziell für Kinder im 

Rollstuhl und für Kinder mit Sehbehinderungen geeignet sind.  

Gerhard Hammerer 

Antrag wurde von allen Fraktionen mitunterstützt und einstimmig der 

Miteinander leben, lernen, gestalten Kommission zugewiesen 

 

  



 

 

Barrierefreie Wasserspender 

Die unterzeichnenden Bezirksrätinnen und Bezirksräte der Die Wiener Volkspartei 

Mariahilf und von NEOS - Das Neue Österreich und Liberales Forum stellen zur 

Bezirksvertretungssitzung am 12. Dezember 2024 gemäß § 24 GO-BV folgenden 

Antrag 

Die Bezirksvertretung möge beschließen, die zuständigen Stellen des Magistrats der 

Stadt Wien (u.a. MA 28) im Zusammenwirken mit der Bezirksentwicklungs- und 

Mobilitätskommission zu ersuchen zu prüfen, wo im 6. Bezirk barrierefreie 

Wasserspender installiert werden können. 

Begründung 

ÖVP und NEOS haben im Juni 2021 einen gemeinsamen Antrag eingebracht, die 

Errichtung von barrierefreien Wasserspendern in Mariahilfer Parkanlagen zu prüfen. 

Diese sind sowohl für Kinder als auch mobilitätseingeschränkte Personen leichter zu 

bedienen. In der Kommission sollen nunmehr der Ist-Stand sowie die zukünftige 

Planung des Magistrats hinsichtlich barrierefreier Wasserspender im öffentlichen 

Raum, insbesondere im Hinblick auf die Neugestaltung der Gumpendorfer Straße, 

diskutiert werden. 

Marcel Flitter 

Elisabeth Kattinger 

Antrag wurde von den Neos mitunterstützt und einstimmig der 

Bezirksentwicklungs- und Mobilitätskommission zugewiesen 

  



 

 

Folgende Anträge anderer Fraktionen wurden von der ÖVP Mariahilf mitunterstützt: 
 
 
Funktions- und Sozialraumanalyse zum Jedmayer-Grätzl (Allparteienantrag auf 
Initiative der Grünen) 
Antrag wurde einstimmig angenommen 
 
Überprüfung von Entlastungsmaßnahmen im Jedmayer-Grätzl 
(Allparteienantrag auf Initiative der Grünen) 
Antrag wurde einstimmig angenommen 
 
Überprüfung Toilette U6 Station Gumpendorfer Straße (Allparteienantrag auf 
Initiative der Grünen) 
Antrag wurde einstimmig angenommen 
 
Verbesserung der Lebensqualität in der Mariahilfer Straße und deren 
Nahbereichen (Antrag der Neos) 
Antrag wurde einstimmig der Frauen, Gesundheits- und Sozialkommission 
zugewiesen 
 


